
AD\1168113DE.docx PE625.489v02-00

DE In Vielfalt geeint DE

Europäisches Parlament
2014-2019

Haushaltsausschuss

2018/0206(COD)

6.11.2018

STELLUNGNAHME

des Haushaltsausschusses

für den Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates über den Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+)
(COM(2018)0382 – C8-0232/2018 – 2018/0206(COD))

Verfasserin der Stellungnahme: Karine Gloanec Maurin



PE625.489v02-00 2/24 AD\1168113DE.docx

DE

PA_Legam



AD\1168113DE.docx 3/24 PE625.489v02-00

DE

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Beschäftigung und soziale 
Angelegenheiten, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Die Synergien zwischen dem 
Europäischen Sozialfonds Plus, dem 
Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung, dem Kohäsionsfonds, dem 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums, 
dem Europäischen Meeres- und 
Fischereifonds, der Europäischen 
Investitionsstabilisierungsfunktion, dem 
Fonds „InvestEU“ und dem 
Europäischen Fonds für die Anpassung 
an die Globalisierung sollten genutzt 
werden.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1b) Das Europäische Parlament hob 
in seinen Entschließungen vom 14. März 
2018 und vom 30. Mai 2018 zum 
mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 
2021–2027 die große Bedeutung der 
bereichsübergreifenden Grundsätze 
hervor, die dem MFR 2021–2027 und 
allen damit verbundenen Politikbereichen 
der Union zugrunde liegen sollten. In 
diesem Zusammenhang bekräftigte das 
Parlament seinen Standpunkt, dass die 
Union ihrer Verpflichtung nachkommen 
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muss, bei der Umsetzung der Ziele der 
Vereinten Nationen für nachhaltige 
Entwicklung voranzugehen, und beklagte, 
dass es in diesen Vorschlägen an klarem 
und erkennbarem Engagement mangelt. 
Das Parlament forderte deshalb, dass die 
Ziele für nachhaltige Entwicklung bei 
allen Maßnahmen und Initiativen der EU 
im nächsten mehrjährigen Finanzrahmen 
berücksichtigt werden. Es hob außerdem 
hervor, dass die Beseitigung von 
Diskriminierung eine grundlegende 
Voraussetzung dafür ist, dass die 
Verpflichtungen der Union mit Blick auf 
ein inklusives Europa erfüllt werden 
können, und forderte deshalb, dass die 
Bemühungen um Gender Mainstreaming 
und Geschlechtergleichstellung auf alle 
Politikbereiche der Union und alle 
Initiativen des nächsten MFR ausgedehnt 
werden. Das Parlament unterstrich in 
seiner Entschließung, dass die 
bereichsübergreifenden Ausgaben für den 
Klimaschutz im Anschluss an das 
Übereinkommen von Paris gegenüber 
dem aktuellen MFR drastisch erhöht 
werden sollten und möglichst bald, 
spätestens jedoch bis 2027, auf 30 % 
ansteigen sollten.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1c) In seiner Entschließung vom 
30. Mai 2018 beklagte das Europäische 
Parlament im Hinblick auf den 
mehrjährigen Finanzrahmen und die 
Eigenmittel für 2021–2027, dass der 
Kommissionsvorschlag vom 2. Mai 2018 
in Bezug auf den mehrjährigen 
Finanzrahmen 2021-2027 unmittelbar zu 
einer Reduktion der Mittel für die 
Kohäsionspolitik in Höhe von 10 % 
geführt hat, und brachte darin zum 
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Ausdruck, dass es sich insbesondere 
gegen jegliche radikalen Schnitte wendet, 
die sich negativ auf das Wesen und die 
Ziele dieser Politik auswirken würden. Es 
hinterfragt in diesem Zusammenhang 
zudem den Vorschlag, den Europäischen 
Sozialfonds um 6 % zu kürzen, wo doch 
der Anwendungsbereich dieses Fonds 
erweitert und die Beschäftigungsinitiative 
für junge Menschen in den Fonds 
integriert wurde.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 1 d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1d) Es ist unerlässlich, die Mittel für 
den Europäischen Sozialfonds, den 
Europäischen Hilfsfonds für die am 
stärksten benachteiligten Personen, das 
Programm für Beschäftigung und soziale 
Innovation und das Aktionsprogramm der 
Union im Bereich der Gesundheit für die 
EU-27 in der Zeit nach 2020 zumindest 
auf dem Niveau des Haushalts von 2014 
bis 2020 zu konstanten Preisen zu halten. 
Es ist ferner unerlässlich, dass die 
Finanzausstattung für die 
Beschäftigungsinitiative für junge 
Menschen verdoppelt, die EU-
Jugendgarantie vollständig umgesetzt und 
für eine rasche und einfache Verwendung 
der Mittel sowie die kontinuierliche und 
stabile Finanzierung im nächsten 
Programmplanungszeitraum gesorgt wird.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Am 20. Juni 2017 billigte der Rat (4) Am 20. Juni 2017 billigte der Rat 



PE625.489v02-00 6/24 AD\1168113DE.docx

DE

die Reaktion der Union auf die Agenda 
2030 der Vereinten Nationen für 
nachhaltige Entwicklung – Eine 
nachhaltige Zukunft für Europa. Der Rat 
hob hervor, wie wichtig es ist, die 
nachhaltige Entwicklung in ihren drei 
Dimensionen (wirtschaftliche, soziale und 
ökologische Dimension) auf ausgewogene 
und integrative Weise zu verwirklichen. Es 
ist von entscheidender Bedeutung, dass die 
nachhaltige Entwicklung in allen internen 
und externen Politikbereichen der Union 
durchgängig berücksichtigt wird und dass 
die Union ehrgeizige politische 
Maßnahmen ergreift, um die globalen 
Herausforderungen anzugehen. Der Rat 
begrüßte die Mitteilung der Kommission 
vom 22. November 2016 mit dem Titel 
„Nächste Schritte für eine nachhaltige 
Zukunft Europas“ als ersten Schritt zur 
durchgängigen Berücksichtigung der Ziele 
für nachhaltige Entwicklung und zur 
Heranziehung der nachhaltigen 
Entwicklung als wesentlichem 
Leitgrundsatz für alle Politikbereiche der 
Union, auch mithilfe ihrer 
Finanzierungsinstrumente.

die Reaktion der Union auf die Agenda 
2030 der Vereinten Nationen für 
nachhaltige Entwicklung – Eine 
nachhaltige Zukunft für Europa. Der Rat 
hob hervor, wie wichtig es ist, die 
nachhaltige Entwicklung in ihren drei 
Dimensionen (wirtschaftliche, soziale und 
ökologische Dimension) auf ausgewogene 
und integrative Weise zu verwirklichen. Es 
ist von entscheidender Bedeutung, dass die 
nachhaltige Entwicklung in allen internen 
und externen Politikbereichen der Union 
durchgängig berücksichtigt wird und dass 
die Union ehrgeizige politische 
Maßnahmen ergreift, um die globalen 
Herausforderungen anzugehen. Der Rat 
begrüßte die Mitteilung der Kommission 
vom 22. November 2016 mit dem Titel 
„Nächste Schritte für eine nachhaltige 
Zukunft Europas“ als ersten Schritt zur 
durchgängigen Berücksichtigung der Ziele 
für nachhaltige Entwicklung und zur 
Heranziehung der nachhaltigen 
Entwicklung als wesentlichem 
Leitgrundsatz für alle Politikbereiche der 
Union, auch mithilfe ihrer 
Finanzierungsinstrumente. Der ESF+ 
sollte zu der Umsetzung der Ziele für 
nachhaltige Entwicklung beitragen, 
indem Armut gemindert und extreme 
Formen der Armut beendet werden, 
hochwertige und inklusive Bildung 
gewährleistet wird, die 
Geschlechtergleichstellung erreicht wird, 
dauerhaftes, breitenwirksames und 
nachhaltiges Wirtschaftswachstum, 
produktive Vollbeschäftigung und 
menschenwürdige Arbeit für alle 
gefördert werden und Ungleichheiten 
verringert werden.



AD\1168113DE.docx 7/24 PE625.489v02-00

DE

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Der ESF+ sollte darauf abstellen, 
die Beschäftigung zu fördern und zwar 
durch aktive Maßnahmen, die eine 
(Wieder-)Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt ermöglichen, insbesondere 
von Jugendlichen, Langzeitarbeitslosen 
und Nichterwerbspersonen, sowie durch 
Förderung selbstständiger Erwerbstätigkeit 
und der Sozialwirtschaft. Der ESF+ sollte 
darauf abstellen, die Funktionsweise der 
Arbeitsmärkte zu verbessern und hierzu die 
Modernisierung von 
Arbeitsmarkteinrichtungen wie der 
öffentlichen Arbeitsverwaltungen 
unterstützen, um deren Fähigkeit zu 
verbessern, verstärkt gezielte Beratung und 
Orientierung bei der Arbeitssuche und 
beim Übergang in eine Beschäftigung 
anzubieten, und um die Mobilität der 
Arbeitskräfte zu erhöhen. Der ESF+ sollte 
die Erwerbsbeteiligung von Frauen durch 
Maßnahmen fördern, die u. a. eine bessere 
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben 
sowie einen besseren Zugang zu 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten 
gewährleisten sollen. Des Weiteren sollte 
der ESF+ auf eine gesunde und 
angemessene Arbeitsumgebung abstellen, 
wobei die Gesundheitsrisiken infolge sich 
verändernder Arbeitsformen und die 
Bedürfnisse älter werdender Arbeitnehmer 
zu berücksichtigen sind.

(13) Der ESF+ sollte darauf abstellen, 
die Beschäftigung zu fördern, und zwar 
durch aktive Maßnahmen, die eine 
(Wieder-)Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt ermöglichen, insbesondere 
von Jugendlichen, Langzeitarbeitslosen, 
nicht erwerbstätigen und benachteiligten 
Gruppen, sowie durch Förderung von 
Erwerbstätigkeit, selbstständiger 
Erwerbstätigkeit und der Sozialwirtschaft. 
Der ESF+ sollte darauf abstellen, die 
Funktionsweise der Arbeitsmärkte zu 
verbessern und hierzu die Modernisierung 
von Arbeitsmarkteinrichtungen wie der 
öffentlichen Arbeitsverwaltungen 
unterstützen, um deren Fähigkeit zu 
verbessern, verstärkt gezielte Beratung und 
Orientierung bei der Arbeitssuche und 
beim Übergang in eine Beschäftigung 
anzubieten, und um die Mobilität der 
Arbeitskräfte zu erhöhen. Der ESF+ sollte 
die Erwerbsbeteiligung von Frauen durch 
Maßnahmen fördern, die u. a. eine bessere 
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben 
sowie einen besseren Zugang zu 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten 
gewährleisten sollen. Des Weiteren sollte 
der ESF+ auf eine gesunde und 
angemessene Arbeitsumgebung abstellen, 
wobei die Gesundheitsrisiken infolge sich 
verändernder Arbeitsformen und die 
Bedürfnisse älter werdender Arbeitnehmer 
zu berücksichtigen sind.
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Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 13 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Die Berücksichtigung des 
Gleichstellungsaspekts bei der 
Haushaltsplanung ist im Rahmen der 
Haushaltsführung und der Bewertung der 
operationellen Programme der 
Mitgliedstaaten ein wichtiges Instrument 
der Gleichstellungspolitik, anhand dessen 
Defizite transparent gemacht werden 
können, die im Rahmen des ESF+ in 
Bezug auf die Gleichstellung bestehen.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Der ESF+ sollte Unterstützung für 
die Verbesserung von Qualität, 
Wirksamkeit und Arbeitsmarktrelevanz der 
Systeme der allgemeinen und beruflichen 
Bildung gewähren, um den Erwerb der 
Schlüsselkompetenzen, insbesondere der 
digitalen Kompetenz, zu erleichtern, die 
jeder für die persönliche Entfaltung und 
Entwicklung, den Beruf, die soziale 
Inklusion und eine aktive Bürgerschaft 
benötigt. Der ESF+ sollte ein 
Weiterkommen im Rahmen der 
allgemeinen und beruflichen Bildung und 
den Übergang ins Erwerbsleben 
begünstigen, das lebenslange Lernen und 
die Beschäftigungsfähigkeit fördern und 
zur Wettbewerbsfähigkeit und 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Innovation beitragen, indem er skalierbare 
und nachhaltige Initiativen in diesen 
Bereichen unterstützt. Erreicht werden 
könnte dies z. B. durch Lernen am 
Arbeitsplatz und berufspraktische 

(14) Als wichtiges Instrument im 
Hinblick auf die Förderung des 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und 
territorialen Zusammenhalts in der EU
sollte der ESF+ Unterstützung für die 
Verbesserung von Qualität, Wirksamkeit 
und Arbeitsmarktrelevanz der Systeme der 
allgemeinen und beruflichen Bildung 
gewähren, um den Erwerb der 
Schlüsselkompetenzen, insbesondere der 
digitalen Kompetenz, zu erleichtern, die 
jeder für die persönliche Entfaltung und 
Entwicklung, den Beruf, die soziale 
Inklusion und eine aktive Bürgerschaft 
benötigt. Der ESF+ sollte ein 
Weiterkommen im Rahmen der 
allgemeinen und beruflichen Bildung und 
den Übergang ins Erwerbsleben 
begünstigen, das lebenslange Lernen und 
die Beschäftigungsfähigkeit fördern und 
zur Wettbewerbsfähigkeit und 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Innovation beitragen, indem er skalierbare 
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Ausbildung, lebensbegleitende Beratung, 
Antizipation des Qualifikationsbedarfs in 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft, 
Lehrmaterial auf dem neuesten Stand, 
Arbeitsmarktprognosen und 
Nachverfolgung des Werdegangs von 
Absolventen, Schulung von Akteuren im 
Bildungswesen, Validierung von 
Lernergebnissen und Anerkennung von 
Qualifikationen.

und nachhaltige Initiativen in diesen 
Bereichen unterstützt. Erreicht werden 
könnte dies z. B. durch Lernen am 
Arbeitsplatz und berufspraktische 
Ausbildung, lebensbegleitende Beratung, 
Antizipation des Qualifikationsbedarfs in 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft, 
Lehrmaterial auf dem neuesten Stand, 
Arbeitsmarktprognosen und 
Nachverfolgung des Werdegangs von 
Absolventen, Schulung von Akteuren im 
Bildungswesen, Validierung von 
Lernergebnissen und Anerkennung von 
Qualifikationen.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Der ESF+ sollte die Anstrengungen 
der Mitgliedstaaten zur 
Armutsbekämpfung unterstützen, damit der 
Kreislauf der Benachteiligung über 
Generationen hinweg durchbrochen wird; 
die soziale Inklusion sollte gefördert 
werden, indem Chancengleichheit für alle 
gewährleistet, Diskriminierungen bekämpft 
und Ungleichheiten im Gesundheitsbereich 
abgebaut werden. Hierzu bedarf es einer 
breiten Palette politischer Maßnahmen, die 
sich an die am stärksten benachteiligten 
Menschen ungeachtet ihres Alters richten, 
auch an Kinder, marginalisierte 
Gemeinschaften wie die Roma und 
erwerbstätige Arme. Der ESF+ sollte die 
aktive Inklusion arbeitsmarktferner 
Personen fördern, um ihre 
sozioökonomische Integration zu 
gewährleisten. Zudem sollte der ESF+ 
eingesetzt werden, um den zeitnahen und 
gleichberechtigten Zugang zu 
erschwinglichen, nachhaltigen und 
hochwertigen Dienstleistungen, wie 
Gesundheitsversorgung und 
Langzeitpflege, insbesondere zu 

(18) Der ESF+ sollte die Anstrengungen 
der Mitgliedstaaten zur 
Armutsbekämpfung unterstützen, damit der 
Kreislauf der Benachteiligung über 
Generationen hinweg durchbrochen wird; 
die soziale Inklusion sollte gefördert 
werden, indem Chancengleichheit für alle 
gewährleistet, Diskriminierungen bekämpft 
und Ungleichheiten im Gesundheitsbereich 
abgebaut werden. Hierzu bedarf es einer 
breiten Palette politischer Maßnahmen, die 
an die unterschiedlichen 
Entwicklungsstände zwischen und 
innerhalb der Regionen der EU angepasst 
sind und die sich an die am stärksten 
benachteiligten Menschen ungeachtet ihres 
Alters richten sollen, auch an Kinder, 
marginalisierte Gemeinschaften wie die 
Roma und erwerbstätige Arme. Der ESF+ 
sollte die aktive Inklusion 
arbeitsmarktferner Personen fördern, um 
ihre sozioökonomische Integration zu 
gewährleisten. Zudem sollte der ESF+ 
eingesetzt werden, um den zeitnahen und 
gleichberechtigten Zugang zu 
erschwinglichen, nachhaltigen und 
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Familienbetreuungsdiensten und 
Pflegediensten in der lokalen 
Gemeinschaft, zu verbessern. Der ESF+ 
sollte zur Modernisierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit beitragen, insbesondere 
im Hinblick auf die Förderung ihrer 
Zugänglichkeit.

hochwertigen Dienstleistungen, wie 
Gesundheitsversorgung und 
Langzeitpflege, insbesondere zu 
Familienbetreuungsdiensten und 
Pflegediensten in der lokalen 
Gemeinschaft, zu verbessern. Der ESF+ 
sollte zur Modernisierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit beitragen, insbesondere 
im Hinblick auf die Förderung ihrer 
Zugänglichkeit.

Änderungsantrag 10

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Der ESF+ sollte zur Verringerung 
der Armut beitragen, indem er nationale 
Programme zur Bekämpfung von 
Nahrungsmangel und materieller 
Deprivation unterstützt, und die soziale 
Integration der von Armut oder sozialer 
Ausgrenzung bedrohten und der am 
stärksten benachteiligten Personen fördern. 
Da auf Unionsebene mindestens 4 % der 
Mittel der ESF+-Komponente mit geteilter 
Mittelverwaltung zur Unterstützung der am 
stärksten benachteiligten Personen 
vorgesehen sind, sollten die 
Mitgliedstaaten mindestens 2 % ihrer 
nationalen Mittel der ESF+-Komponente 
mit geteilter Mittelverwaltung bereitstellen, 
um gegen die Formen extremer Armut, die 
am stärksten zur sozialen Ausgrenzung 
beitragen, beispielsweise Obdachlosigkeit, 
Kinderarmut und Nahrungsmangel, 
vorzugehen. Aufgrund der Art der 
Vorhaben und der Endempfänger sind 
einfachere Bestimmungen für die 
Unterstützung notwendig, die der 
Bekämpfung der materiellen Deprivation 
der am stärksten benachteiligten Personen 
dient.

(19) Der ESF+ sollte zur Verringerung 
der Armut beitragen, indem er nationale 
Programme zur Bekämpfung von 
Nahrungsmangel und materieller 
Deprivation unterstützt, und die soziale 
Integration der von Armut oder sozialer 
Ausgrenzung bedrohten und der am 
stärksten benachteiligten Personen fördern. 
Da auf Unionsebene mindestens 4 % der 
Mittel der ESF+-Komponente mit geteilter 
Mittelverwaltung zur Unterstützung der am 
stärksten benachteiligten Personen 
vorgesehen sind, sollten die 
Mitgliedstaaten mindestens 2 % ihrer 
nationalen Mittel der ESF+-Komponente 
mit geteilter Mittelverwaltung bereitstellen, 
um gegen die Formen extremer Armut, die 
am stärksten zur sozialen Ausgrenzung 
beitragen, beispielsweise Obdachlosigkeit, 
Kinderarmut und Nahrungsmangel, 
vorzugehen, dabei aber gleichzeitig das 
Mindestmaß an grundlegender sozialer 
Sicherheit innerhalb der nationalen 
Sozialversicherungssysteme 
beizubehalten. Aufgrund der Art der 
Vorhaben und der Endempfänger sind 
einfachere Bestimmungen für die 
Unterstützung notwendig, die der 
Bekämpfung der materiellen Deprivation 
der am stärksten benachteiligten Personen 
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dient.

Begründung

Die Mittelzuweisung für die am stärksten benachteiligten Personen im Rahmen des ESF+ 
sollte nicht an die Stelle der Bemühungen der Mitgliedstaaten treten, wenn es gilt, ein 
angemessenes Maß an grundlegender sozialer Sicherheit für ihre Bürger innerhalb ihrer 
jeweiligen Sozialversicherungssysteme beizubehalten.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22a) Angesichts der erheblichen 
Kinderarmut und sozialen Ausgrenzung 
in der EU (26,4 % im Jahr 2017) und der 
europäischen Säule sozialer Rechte, 
wonach Kinder das Recht auf Schutz vor 
Armut und Kinder aus benachteiligten 
Verhältnissen das Recht auf konkrete 
Maßnahmen zur Förderung der 
Chancengleichheit haben, sollten die 
Mitgliedstaaten wenigstens 5,6 % der 
ESF+-Mittel (dies entspricht 
5,9 Mrd. EUR) unter geteilter 
Mittelverwaltung dem europäischen 
Garantiesystem für Kinder zur 
Beendigung von Kinderarmut und 
sozialer Ausgrenzung zuweisen. 
Frühzeitige Investitionen in Kinder 
bringen erhebliche Erträge für die Kinder 
und die ganze Gesellschaft. Indem Kinder 
darin unterstützt werden, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten zu entwickeln, werden sie in 
die Lage versetzt, ihr volles Potenzial zu 
entfalten, aktive Mitglieder der 
Gesellschaft zu werden und ihre Chancen
als junge Menschen auf dem 
Arbeitsmarkt zu steigern.
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Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 23

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(23) Angesichts der in verschiedenen 
Mitgliedstaaten und Regionen anhaltend 
hohen Arbeitslosen- und 
Nichterwerbstätigenquoten für 
Jugendliche, insbesondere für junge 
Menschen, die keine Schule besuchen, 
keiner Arbeit nachgehen und sich nicht in 
beruflicher Fortbildung befinden, ist es 
erforderlich, dass die betreffenden 
Mitgliedstaaten weiterhin genügend Mittel 
der ESF+-Komponente mit geteilter 
Mittelverwaltung in Maßnahmen 
investieren, um die Jugendbeschäftigung, 
u. a. durch die Umsetzung von 
Jugendgarantie-Programmen, zu fördern. 
Aufbauend auf den durch die 
Beschäftigungsinitiative für junge 
Menschen im Programmplanungszeitraum 
2014-2020 geförderten Maßnahmen, die 
auf Einzelpersonen ausgerichtet sind, 
sollten die Mitgliedstaaten weiterhin Pfade 
für die Wiedereingliederung in die
Beschäftigung und Ausbildung sowie 
aktive Einbeziehungsmaßnahmen für junge 
Menschen fördern und hierbei 
gegebenenfalls vorrangig 
langzeitarbeitslose, nichterwerbstätige und 
benachteiligte junge Menschen, auch im 
Rahmen der Jugendarbeit, berücksichtigen. 
Die Mitgliedstaaten sollten auch in 
Maßnahmen investieren, die darauf 
ausgerichtet sind, den Übergang von der 
Schule ins Berufsleben zu erleichtern und 
die Arbeitsverwaltungen dahin gehend zu 
reformieren und anzupassen, dass sie 
maßgeschneiderte Unterstützung für junge 
Menschen anbieten. Die Mitgliedstaaten 
sollten daher mindestens 10 % der 
nationalen Mittel der ESF+-Komponente 
mit geteilter Mittelverwaltung für die 
Förderung der Beschäftigungsfähigkeit von 
Jugendlichen bereitstellen.

(23) Angesichts der in verschiedenen 
Mitgliedstaaten und Regionen anhaltend 
hohen Arbeitslosen- und 
Nichterwerbstätigenquoten für 
Jugendliche, insbesondere für junge 
Menschen, die keine Schule besuchen, 
keiner Arbeit nachgehen und sich nicht in 
beruflicher Fortbildung befinden, ist es 
erforderlich, dass die betreffenden 
Mitgliedstaaten weiterhin genügend Mittel 
der ESF+-Komponente mit geteilter 
Mittelverwaltung in Maßnahmen 
investieren, um die Jugendbeschäftigung, 
u. a. durch die Umsetzung von 
Jugendgarantie-Programmen, zu fördern. 
Aufbauend auf den durch die 
Beschäftigungsinitiative für junge 
Menschen im Programmplanungszeitraum 
2014–2020 geförderten Maßnahmen, die 
auf Einzelpersonen ausgerichtet sind, 
sollten die Mitgliedstaaten weiterhin Pfade 
für die Wiedereingliederung in die
Beschäftigung und Ausbildung sowie 
aktive Einbeziehungsmaßnahmen für junge 
Menschen fördern und hierbei 
gegebenenfalls vorrangig 
langzeitarbeitslose, nichterwerbstätige und 
benachteiligte junge Menschen, auch im 
Rahmen der Jugendarbeit und durch 
Maßnahmen auf der Grundlage von 
freiwilligem Engagement und 
Freiwilligentätigkeit, berücksichtigen. Die 
Mitgliedstaaten sollten auch in 
Maßnahmen investieren, die darauf 
ausgerichtet sind, den Übergang von der 
Schule ins Berufsleben zu erleichtern und 
die Arbeitsverwaltungen dahin gehend zu 
reformieren und anzupassen, dass sie 
maßgeschneiderte Unterstützung für junge 
Menschen anbieten. Die Mitgliedstaaten 
sollten daher mindestens 17,6 %
(mindestens das Doppelte der für die 
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Beschäftigungsinitiative für junge 
Menschen im aktuellen MFR und dem 
Programmplanungszeitraum 2014-2020 
bereitgestellten Mittel1a) der nationalen 
Mittel der ESF+-Komponente mit geteilter 
Mittelverwaltung für die Förderung der 
Beschäftigungsfähigkeit von Jugendlichen 
bereitstellen.

_______________

1a 9 290 Mio. EUR zu Preisen im Jahr 
2018 (und 10 479,7 Mio. EUR zu 
konstanten Preisen).

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 25

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(25) Gemäß Artikel 349 AEUV und 
Artikel 2 des Protokolls Nr. 6 zur 
Beitrittsakte von 1994 haben die Gebiete in 
äußerster Randlage und die nördlichen 
Regionen mit geringer Bevölkerungsdichte 
Anspruch auf spezifische Maßnahmen im 
Rahmen gemeinsamer Politiken und der 
EU-Programme. Angesichts der ständigen 
Zwänge bedürfen diese Gebiete 
spezifischer Unterstützung.

(25) Gemäß Artikel 174 und 349 AEUV 
und Artikel 2 des Protokolls Nr. 6 zur 
Beitrittsakte von 1994 haben die Gebiete in 
äußerster Randlage, Inseln und die 
nördlichen Regionen mit geringer 
Bevölkerungsdichte Anspruch auf 
spezifische Maßnahmen im Rahmen 
gemeinsamer Politiken und der EU-
Programme. Angesichts der ständigen 
Zwänge bedürfen diese Gebiete 
spezifischer Unterstützung.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28) Die Mitgliedstaaten und die 
Kommission sollten dafür sorgen, dass der 
ESF+ zur Förderung der Gleichstellung 
von Frauen und Männern gemäß Artikel 8 
AEUV beiträgt, damit die 
Gleichbehandlung und Chancengleichheit 
von Männern und Frauen in allen 

(28) Die Mitgliedstaaten und die 
Kommission sollten dafür sorgen, dass der 
ESF+ zur Förderung der Gleichstellung 
von Frauen und Männern gemäß Artikel 8 
AEUV beiträgt, damit die 
Gleichbehandlung und Chancengleichheit 
von Männern und Frauen in allen 
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Bereichen gefördert werden, wobei dies die 
Erwerbsbeteiligung, die 
Beschäftigungsbedingungen und den 
beruflichen Aufstieg einschließt. Sie
sollten außerdem dafür sorgen, dass der 
ESF+ die Chancengleichheit für alle ohne 
Diskriminierung gemäß Artikel 10 AEUV 
fördert, die gesellschaftliche Inklusion von 
Menschen mit Behinderungen auf 
derselben Basis wie für andere unterstützt 
sowie zur Anwendung des 
Übereinkommens über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen der 
Vereinten Nationen beiträgt. Diese 
Grundsätze sollten bei allen Aspekten und 
in allen Phasen der Vorbereitung, 
Überwachung, Durchführung und 
Evaluierung der Programme frühzeitig und 
konsequent berücksichtigt werden, und es 
sollte gewährleistet werden, dass gezielte 
Maßnahmen zur Förderung der 
Gleichstellung der Geschlechter und der 
Chancengleichheit ergriffen werden. Der 
ESF+ sollte auch den Übergang von 
Heimbetreuung/institutioneller Betreuung 
zur Betreuung in der Familie und in der 
lokalen Gemeinschaft insbesondere für von 
Mehrfachdiskriminierung betroffene 
Menschen fördern. Durch den ESF+ dürfen 
keine Maßnahmen unterstützt werden, die 
der Segregation oder der sozialen 
Ausgrenzung Vorschub leisten. Von 
bestimmten Ausnahmen abgesehen, für die 
besondere Bestimmungen für die ESF+-
Komponente unter geteilter 
Mittelverwaltung festgelegt werden 
müssen, soll gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. […] [Dachverordnung] die 
Förderfähigkeit von Ausgaben auf 
nationaler Ebene geregelt werden.

Bereichen gefördert werden, wobei dies die 
Erwerbsbeteiligung, die 
Beschäftigungsbedingungen und den 
beruflichen Aufstieg einschließt. Der 
geschlechtsspezifische Gesichtspunkt 
sollte bei allen Aspekten und Phasen der 
Planung und Durchführung der 
Programme berücksichtigt werden. Die 
Mitgliedstaaten und die Kommission
sollten außerdem dafür sorgen, dass der 
ESF+ die Chancengleichheit für alle ohne 
Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts, der Rasse oder der 
ethnischen Herkunft, der Religion oder 
der Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters, der sexuellen Ausrichtung, der 
Geschlechtsmerkmale oder der 
Geschlechtsidentität gemäß Artikel 10 
AEUV fördert, die gesellschaftliche 
Inklusion von Menschen mit 
Behinderungen auf derselben Basis wie für 
andere unterstützt sowie zur Anwendung 
des Übereinkommens der Vereinten 
Nationen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen beiträgt. Diese 
Grundsätze sollten bei allen Aspekten und 
in allen Phasen der Vorbereitung, 
Überwachung, Durchführung und 
Evaluierung der Programme frühzeitig und 
konsequent berücksichtigt werden, und es 
sollte gewährleistet werden, dass gezielte
Maßnahmen zur Förderung der 
Gleichstellung der Geschlechter und der 
Chancengleichheit ergriffen werden. Der 
ESF+ sollte auch den Übergang von 
Heimbetreuung/institutioneller Betreuung 
zur Betreuung in der Familie und in der 
lokalen Gemeinschaft insbesondere für von 
Mehrfachdiskriminierung betroffene 
Menschen fördern. Durch den ESF+ dürfen 
keine Maßnahmen unterstützt werden, die 
der Segregation oder der sozialen 
Ausgrenzung Vorschub leisten. Von 
bestimmten Ausnahmen abgesehen, für die 
besondere Bestimmungen für die ESF+-
Komponente unter geteilter 
Mittelverwaltung festgelegt werden 
müssen, soll gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. […] [Dachverordnung] die 
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Förderfähigkeit von Ausgaben auf 
nationaler Ebene geregelt werden.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 32

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(32) Der ESF+ legt Bestimmungen fest, 
die darauf abzielen, die 
Arbeitnehmerfreizügigkeit auf einer nicht 
diskriminierenden Grundlage dadurch zu 
erreichen, dass die zentralen Dienststellen 
der Arbeitsverwaltungen der 
Mitgliedstaaten untereinander und mit der 
Kommission eng zusammenarbeiten. Das 
Europäische Netzwerk der öffentlichen 
Arbeitsverwaltungen sollte ein besseres 
Funktionieren der Arbeitsmärkte fördern, 
indem es die grenzüberschreitende 
Mobilität der Arbeitskräfte und eine 
größere Transparenz der 
arbeitsmarktrelevanten Informationen 
erleichtert. In den Anwendungsbereich des 
ESF+ fallen auch die Entwicklung und 
Unterstützung gezielter 
Mobilitätsprogramme, mit dem Ziel, dort 
Stellen zu besetzen, wo Defizite auf dem 
Arbeitsmarkt festgestellt wurden.

(32) Der ESF+ legt Bestimmungen fest, 
die darauf abzielen, die 
Arbeitnehmerfreizügigkeit auf einer nicht 
diskriminierenden Grundlage dadurch zu 
erreichen, dass die zentralen Dienststellen 
der Arbeitsverwaltungen der 
Mitgliedstaaten untereinander und mit der 
Kommission eng zusammenarbeiten. Das 
Europäische Netzwerk der öffentlichen 
Arbeitsverwaltungen (EURES) sollte ein 
besseres Funktionieren der Arbeitsmärkte 
fördern, indem es die grenzüberschreitende 
Mobilität der Arbeitskräfte und eine 
größere Transparenz der 
arbeitsmarktrelevanten Informationen 
erleichtert. In den Anwendungsbereich des 
ESF+ fallen auch die Entwicklung und 
Unterstützung gezielter 
Mobilitätsprogramme, mit dem Ziel, dort 
Stellen zu besetzen, wo Defizite auf dem 
Arbeitsmarkt festgestellt wurden.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 46

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(46) Indem es widerspiegelt, welche 
Bedeutung der Bekämpfung des 
Klimawandels im Einklang mit der Zusage 
der Union, das Pariser Abkommen und die 
UN-Ziele für nachhaltige Entwicklung 
umzusetzen, zukommt, wird diese 
Verordnung dazu beitragen, dass der 
Klimaschutz in den Unionsstrategien 

(46) Indem es widerspiegelt, welche 
Bedeutung der Bekämpfung des 
Klimawandels im Einklang mit der Zusage 
der Union, das Pariser Abkommen und die 
UN-Ziele für nachhaltige Entwicklung 
umzusetzen, zukommt, wird diese 
Verordnung dazu beitragen, dass der 
Klimaschutz in den Unionsstrategien 
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durchgängig berücksichtigt und ein 
Zielwert von 25 % der EU-Ausgaben für 
die Unterstützung der Klimaschutzziele 
erreicht wird. Entsprechende Maßnahmen 
werden bei der Ausarbeitung und 
Durchführung aufgezeigt und im Kontext 
der Halbzeitevaluierung erneut bewertet.

durchgängig berücksichtigt und ein 
Zielwert von 25 % der EU-Ausgaben für 
die Unterstützung der Klimaschutzziele 
über die Laufzeit des MFR 2021–2027 
hinweg und möglichst bald, spätestens 
jedoch bis 2027, ein Jahresziel von 30 % 
erreicht wird. Entsprechende Maßnahmen 
werden bei der Ausarbeitung und 
Durchführung aufgezeigt und im Kontext 
der Halbzeitevaluierung erneut bewertet.

Begründung

In seiner Entschließung vom 14. März 2018 mit dem Titel „Der nächste MFR: Vorbereitung 
des Standpunkts des Parlaments zum MFR nach 2020“ (2017/2052(INI)) forderte das 
Parlament, dass das Ziel, dass 30 % der Ausgaben der EU für die Unterstützung von 
Klimazielen aufgewendet werden, spätestens bis 2027 erreicht wird.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 50 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(50a) Bei dem Fonds muss für eine 
wirtschaftliche Haushaltsführung gesorgt 
werden, damit die Mittel klar, wirksam 
und einfach durchgeführt werden können 
und gleichzeitig Rechtssicherheit und die 
Zugänglichkeit des Instruments für alle 
Beteiligten gewährleistet sind. Da die über 
den ESF+- finanzierten Tätigkeiten im 
Rahmen der geteilten Mittelverwaltung 
durchgeführt werden, werden die 
Mitgliedstaaten aufgefordert, keine 
zusätzlichen Vorschriften zu erlassen und 
während der Laufzeit auch keine 
Änderungen vorzunehmen, da dies die 
Verwendung der Mittel für die 
Begünstigten erschweren und zu einer 
Verzögerung bei der Begleichung von 
Rechnungen führen könnte.
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Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der ESF+ stellt darauf ab, die 
Mitgliedstaaten dabei zu unterstützen, die 
Ziele betreffend einen hohen 
Beschäftigungsstand, einen fairen 
Sozialschutz und qualifizierte und 
resiliente Arbeitnehmer, die für die 
Arbeitswelt der Zukunft gerüstet sind, zu 
erreichen, dies im Einklang mit den 
Grundsätzen der von dem Europäischen 
Parlament, dem Rat und der Kommission 
am 17. November 2017 proklamierten 
europäischen Säule sozialer Rechte.

Der ESF+ stellt darauf ab, die 
Mitgliedstaaten dabei zu unterstützen, die 
Ziele betreffend einen hohen 
Beschäftigungsstand, einen fairen 
Sozialschutz und qualifizierte und 
resiliente Arbeitnehmer, die für die 
Arbeitswelt der Zukunft gerüstet sind, im 
Einklang mit den Grundsätzen der von dem 
Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission am 17. November 2017 
proklamierten europäischen Säule sozialer 
Rechte zu erreichen und somit auf die 
Stärkung des wirtschaftlichen, sozialen 
und territorialen Zusammenhalts in der 
EU hinzuwirken. Der ESF+ trägt auch 
dazu bei, die Selbstverpflichtung der 
Union und der Mitgliedstaaten, die Ziele 
für nachhaltige Entwicklung zu 
erreichen, zu erfüllen.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Der ESF+ unterstützt und ergänzt die 
politischen Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten zur Gewährleistung von 
Chancengleichheit, des Zugangs zum 
Arbeitsmarkt, von fairen 
Arbeitsbedingungen, des Sozialschutzes 
und der Inklusion sowie eines hohes 
Gesundheitsschutzniveaus und verleiht 
diesen einen Mehrwert.

Der ESF+ unterstützt und ergänzt die 
politischen Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten zur Gewährleistung von 
Chancengleichheit, des Zugangs zum 
Arbeitsmarkt, von fairen 
Arbeitsbedingungen, des Sozialschutzes, 
der Armutsbekämpfung und der
gesellschaftlichen Inklusion sowie eines 
hohes Gesundheitsschutzniveaus und 
verleiht diesen einen Mehrwert.
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Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 1 – Ziffer i

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

i) Verbesserung des Zugangs zur
Beschäftigung für alle Arbeitsuchenden, 
insbesondere junge Menschen und 
Langzeitarbeitslose, sowie 
Nichterwerbspersonen, Förderung 
selbstständiger Erwerbstätigkeit und der 
Sozialwirtschaft;

i) Verbesserung des Zugangs zu 
hochwertiger Beschäftigung für alle 
Arbeitsuchenden, insbesondere junge 
Menschen und Langzeitarbeitslose, 
Nichterwerbspersonen und benachteiligte 
Gruppen, Förderung von Erwerbstätigkeit,
selbstständiger Erwerbstätigkeit und der 
Sozialwirtschaft;

Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 1 – Nummer vii

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

vii) Förderung der aktiven Inklusion 
mit Blick auf die Verbesserung der 
Chancengleichheit und aktiven Teilhabe 
sowie Erhöhung der 
Beschäftigungsfähigkeit;

vii) Förderung der aktiven sozialen und 
wirtschaftlichen Inklusion mit Blick auf 
die Verbesserung der Chancengleichheit, 
Nicht-Diskriminierung und aktiven 
Teilhabe sowie Erhöhung der 
Beschäftigungsfähigkeit;

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 5 Artikel 5

Mittelausstattung Mittelausstattung

1. Die Gesamtfinanzausstattung für 
den ESF+ für den Zeitraum 2021–2027 
beträgt 101 174 000 000 EUR zu 
jeweiligen Preisen.

1. Die Gesamtfinanzausstattung für 
den ESF+ für den Zeitraum 2021–2027 
beträgt 106 781 000 000 EUR zu 
konstanten Preisen (2018) und 
120 457 000 000 EUR zu jeweiligen 
Preisen.

2. Der Teil der Finanzausstattung für 2. Der Teil der Finanzausstattung für 
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die ESF+-Komponente mit geteilter 
Mittelverwaltung im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und 
Wachstum“ beträgt 100 000 000 000 EUR 
zu jeweiligen Preisen oder 
88 646 194 590 EUR zu Preisen im Jahr 
2018; davon werden 200 000 000 EUR zu 
jeweiligen Preisen oder 175 000 000 EUR 
zu Preisen im Jahr 2018 für die 
transnationale Zusammenarbeit zur 
Unterstützung innovativer Lösungen 
gemäß Artikel 23 Ziffer i und 
400 000 000 EUR zu jeweiligen Preisen 
oder 376 928 934 EUR zu Preisen im Jahr 
2018 als zusätzliche Finanzmittel für die in 
Artikel 349 AEUV genannten Gebiete in 
äußerster Randlage und die NUTS-2-
Regionen, die die Kriterien des Artikels 2 
des Protokolls Nr. 6 zur Beitrittsakte von 
1994 erfüllen, bereitgestellt.

die ESF+-Komponente mit geteilter 
Mittelverwaltung im Rahmen des Ziels 
„Investitionen in Beschäftigung und 
Wachstum“ beträgt 105 686 000 000 EUR 
zu Preisen im Jahr 2018 
(119 222 000 000 EUR zu jeweiligen 
Preisen); davon werden 200 000 000 EUR 
zu jeweiligen Preisen oder 
175 000 000 EUR zu Preisen im Jahr 2018 
für die transnationale Zusammenarbeit zur 
Unterstützung innovativer Lösungen 
gemäß Artikel 23 Ziffer i und 
400 000 000 EUR zu jeweiligen Preisen 
oder 376 928 934 EUR zu Preisen im Jahr 
2018 als zusätzliche Finanzmittel für die in 
Artikel 349 AEUV genannten Gebiete in 
äußerster Randlage und die NUTS-2-
Regionen, die die Kriterien des Artikels 2 
des Protokolls Nr. 6 zur Beitrittsakte von 
1994 erfüllen, bereitgestellt.

3. Die Finanzausstattung für die 
Komponente Beschäftigung und soziale 
Innovation und die Komponente 
Gesundheit für den Zeitraum 2021–2027 
beträgt 1 174 000 000 EUR zu jeweiligen 
Preisen.

3. Die Finanzausstattung für die 
Komponente Beschäftigung und soziale 
Innovation und die Komponente 
Gesundheit für den Zeitraum 2021–2027 
beträgt 1 095 000 000 EUR zu Preisen von 
2018 (1 234 000 000 EUR zu jeweiligen 
Preisen).

4. Die indikative Aufteilung des in 
Absatz 3 genannten Betrags ist wie folgt:

4. Die indikative Aufteilung des in 
Absatz 3 genannten Betrags ist wie folgt:

(a) 761 000 000 EUR für die 
Komponente Beschäftigung und soziale 
Innovation;

(a) 675 000 000 EUR zu Preisen im 
Jahr 2018 (761 000 000 zu jeweiligen 
Preisen) für die Komponente 
Beschäftigung und soziale Innovation;

(b) 413 000 000 EUR für die 
Komponente Gesundheit.

(b) 420 000 000 EUR zu Preisen im 
Jahr 2018 (473 000 000 zu jeweiligen 
Preisen) für die Komponente Gesundheit;

5. Die in den Absätzen 3 und 4 
genannten Beträge dürfen auch für 
technische und administrative Hilfe bei der 
Programmdurchführung eingesetzt werden, 
etwa für die Vorbereitung, Überwachung, 
Kontrolle, Prüfung und Evaluierung, 
einschließlich für betriebliche IT-Systeme.

5. Die in den Absätzen 3 und 4 
genannten Beträge dürfen auch für 
technische und administrative Hilfe bei der 
Programmdurchführung eingesetzt werden, 
etwa für die Vorbereitung, Überwachung, 
Kontrolle, Prüfung und Evaluierung, 
einschließlich für betriebliche IT-Systeme.
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Begründung

Der Kompromissänderungsantrag steht im Einklang mit dem Beschluss der Konferenz der 
Präsidenten vom 13. September 2018 und spiegelt die jüngste Aufschlüsselung des MFR nach 
Programmen, wie von den MFR-Berichterstattern zur Annahme vorgeschlagen, im Hinblick 
auf die Abstimmung über den Entwurf eines Zwischenberichts über den Vorschlag für eine 
Verordnung des Rates über den mehrjährigen Finanzrahmen 2021–2027: Standpunkt des 
Parlaments im Hinblick auf eine Einigung wider.

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten konzentrieren 
die ESF+-Mittel unter geteilter 
Mittelverwaltung auf Interventionen, mit 
denen den Herausforderungen begegnet 
wird, die in ihren nationalen 
Reformprogrammen, im Europäischen 
Semester und in den entsprechenden 
gemäß Artikel 121 Absatz 2 AEUV und 
Artikel 148 Absatz 4 AEUV 
verabschiedeten länderspezifischen 
Empfehlungen aufgezeigt werden, und 
berücksichtigen die in der europäischen 
Säule sozialer Rechte dargelegten 
Grundsätze und Rechte.

1. Die Mitgliedstaaten konzentrieren 
die ESF+-Mittel unter geteilter 
Mittelverwaltung auf Interventionen, mit 
denen den Herausforderungen begegnet 
wird, die in ihren nationalen 
Reformprogrammen, im Europäischen 
Semester und in den entsprechenden 
gemäß Artikel 121 Absatz 2 AEUV und 
Artikel 148 Absatz 4 AEUV 
verabschiedeten länderspezifischen 
Empfehlungen aufgezeigt werden, und 
berücksichtigen die in der europäischen 
Säule sozialer Rechte dargelegten 
Grundsätze und Rechte sowie die Ziele für 
nachhaltige Entwicklung.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Die Mitgliedstaaten stellen 
mindestens 5,6 % der ESF+-Mittel (dies 
entspricht 5,9 Mrd. EUR) unter geteilter 
Mittelverwaltung bereit, um die Garantie 
gegen Kinderarmut umzusetzen, mit der 
für alle Kinder der gleiche Zugang zu 
kostenloser Gesundheitsversorgung, 
kostenloser Bildung, kostenloser 
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Kinderbetreuung, angemessener 
Unterkunft und adäquater Ernährung 
sichergestellt werden soll.

Änderungsantrag 25

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 5 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Mitgliedstaaten, die laut Eurostat-
Daten im Jahr 2019 eine über dem 
Unionsdurchschnitt liegende Quote junger 
Menschen im Alter von 15 bis 29 Jahren 
verzeichnen, die keine Schule besuchen, 
keiner Arbeit nachgehen und sich nicht in 
beruflicher Fortbildung befinden, stellen 
mindestens 10 % ihrer ESF+-Mittel unter 
geteilter Mittelverwaltung für die Jahre 
2021 bis 2025 für gezielte Maßnahmen und 
Strukturreformen bereit, um die 
Jugendbeschäftigung und den Übergang 
von der Schule ins Berufsleben, Pfade zur 
Wiedereingliederung in die allgemeine 
oder berufliche Bildung und den zweiten 
Bildungsweg zu unterstützen, insbesondere 
im Kontext der Durchführung der 
Jugendgarantie-Programme.

5. Mitgliedstaaten, die laut Eurostat-
Daten im Jahr 2019 eine über dem 
Unionsdurchschnitt liegende Quote junger 
Menschen im Alter von 15 bis 29 Jahren 
verzeichnen, die keine Schule besuchen, 
keiner Arbeit nachgehen und sich nicht in 
beruflicher Fortbildung befinden, stellen 
mindestens 17,6 % (mindestens das 
Doppelte der für die 
Beschäftigungsinitiative für junge 
Menschen im aktuellen MFR und dem 
Programmplanungszeitraum 2014-2020 
bereitgestellten Mittel1a) ihrer ESF+-Mittel 
unter geteilter Mittelverwaltung für die 
Jahre 2021 bis 2025 für gezielte 
Maßnahmen und Strukturreformen bereit, 
um die Jugendbeschäftigung und den 
Übergang von der Schule ins Berufsleben, 
Pfade zur Wiedereingliederung in die 
allgemeine oder berufliche Bildung und 
den zweiten Bildungsweg zu unterstützen, 
insbesondere im Kontext der Durchführung 
der Jugendgarantie-Programme.

1a 9 290 Mio. EUR zu Preisen im Jahr 
2018 (und 10 479,7 Mio. EUR zu 
konstanten Preisen).

Begründung

Die finanziellen Aspekte sollen gemäß den Entschließungen des EP vom 14. März und 
30. Mai im nächsten MFR auf der Grundlage einer vorläufigen technischen Aufschlüsselung 
nach Programmen geändert werden, die weiteren Anpassungen unterliegen könnte, wobei 
gleichzeitig der in diesen Entschließungen dargelegte allgemeine Standpunkt des EP und die 
allgemeine Höhe von 1,3 % des BNE der EU-27 gewahrt bleiben sollen.
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Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 7 – Absatz 7 – Unterabsatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Gemäß Artikel 174 AEUV muss 
ländlichen Gebieten, vom industriellen 
Wandel betroffenen Gebieten und 
Gebieten mit schweren natürlichen oder 
demografischen Nachteilen im Rahmen 
operationeller Programme, die aus dem 
ESF+ kofinanziert werden, besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden.

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 13 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Mitgliedstaaten unterstützen 
Maßnahmen im Bereich der sozialen 
Innovation und sozialen Erprobung oder 
stärken Bottom-up-Konzepte, die auf 
Partnerschaften zwischen Behörden, dem 
Privatsektor und der Zivilgesellschaft 
beruhen, etwa Maßnahmen von lokalen 
Aktionsgruppen, die Strategien für von der 
örtlichen Bevölkerung betriebene lokale 
Entwicklung ausgestalten und umsetzen.

1. Die Mitgliedstaaten unterstützen 
Maßnahmen im Bereich der sozialen 
Innovation und sozialen Erprobung oder 
stärken Bottom-up-Konzepte, die auf 
Partnerschaften zwischen Behörden, dem 
Privatsektor, Sozialunternehmern und der 
Zivilgesellschaft beruhen, etwa 
Maßnahmen von lokalen Aktionsgruppen, 
die Strategien für von der örtlichen 
Bevölkerung betriebene lokale 
Entwicklung ausgestalten und umsetzen, 
aber auch thematische Maßnahmen, bei 
denen die Bedürfnisse bestimmter 
Zielgruppen im Vordergrund stehen.
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